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KANTON WALLIS

	BERICHT DER AUSSERPARLAMENTARISCHEN KOMMISSION, DIE BEAUFTRAGT IST, REFORMVORSCHLÄGE ZUR BEZIRKSORDNUNG UND ZUR STELLUNG DER PRÄFEKTEN VORZULEGEN 




A. ALLGEMEINES
I
EINFÜHRUNG
Der Staatsrat beschloss 1995, eine Kommission einzusetzen, die beauftragt ist, Verfassungs- und Gesetzestexte über die Bezirksordnung zu erarbeiten.

Diese Kommission nahm ihre Arbeit Anfang 1996 auf und legte am 27. Oktober 1998 einen Zwischenbericht vor. Dieser Bericht erlaubte es dem Staatsrat, die Botschaft an den Grossen Rat über die Zweckmässigkeit einer Änderung der für die Bezirke und Präfekten massgeblichen Kapitel der Verfassung auszuarbeiten. 

Heute ist die Kommission in der Lage, ihren Schlussbericht vorzulegen. Im Laufe ihrer Arbeiten versuchte die Kommission, die Gebietseinteilung des Kantons zu überden​ken, und zwar mit dem Ziel, den Kanton mit effizienten und bürgernahen Institutionen zu versehen. Ihre Absicht war es, schlüssige und praktikable Vorschläge zu machen. Die Kommission erachtete es als sinnlos, die bestehenden Strukturen mit theoreti​schen und vielversprechenden, jedoch schwer oder gar nicht in die Praxis umzuset​zenden Vorschlägen umzustürzen. Sie ist der Ansicht, dass beim politisch empfindli​chen Thema der Gebietseinteilung pragmatisch sowie mit Mass und gesundem Menschverstand vorgegangen werden muss. 

Durch ihre innovativen Vorschläge hofft die Kommission, einen nützlichen Beitrag zur Debatte über die territoriale Organisation unseres Kantons zu leisten. Sie hofft, dass ihre Reflexionen eine Antwort auf die Herausforderungen bringen, denen unser Kanton zu Beginn des 21. Jahrhunderts gegenübersteht.

Die Kommission hat den vorliegenden Bericht in ihrer Sitzung vom 28. Oktober 2002 formell verabschiedet. Dieses Dokument wird im Einverständnis mit dem Departement für Volkswirtschaft, Institutionen und Sicherheit veröffentlicht. 

II
ZUSAMMENSETZUNG DER KOMMISSION
Wie in der Folge erwähnt wurde die Zusammensetzung der Kommission seit ihrer Ernennung 1995 verändert. Die Kommission, die den vorliegenden Schlussbericht angenommen hat, war wie folgt zusammengesetzt:

Präsident :

--
ANTILLE Charles-Albert, Nationalrat, Siders

Mitglieder :

--
ANTILLE Jean-Daniel, Präfekt des Bezirks Sitten, Salins,

--
BUMANN Josef, Präfekt des Bezirks Visp, Saas-Balen,

--
BURGENER Ignaz, ehemaliger Gemeindepräsident, Visperterminen,

--
DISERENS Brigitte, Grossrätin, Morgins,

--
FRAGNIERE Norbert, Chef der Dienststelle für innere Angelegenheiten, Sitten,

--
IMOBERDORF Bernhard, Regionalsekretär, Münster,

--
MICHELLOD Charles-Marie, Präsident der sozialdemokratischen Partei, Sitten,

--
NANZER Edith, Grossrätin und Gemeindepräsidentin, Naters,

--
PERRAUDIN-BERTHOLET Karin, Grossrätin, Saillon, 

--
REBORD Edgar, Regionalsekretär, Martigny,

--
REVAZ Jean-Paul, ehemaliger Chef der Dienststelle für Tourismus und Wirtschafts​förderung, Vernayaz,

--
RODUIT Johnny, Grossrat, Fully.

Pierre Jacquod, Jurist bei der Dienststelle für innere Angelegenheiten wurde zum Sekretär der Kommission ernannt. 

III
DAS MANDAT DER KOMMISSION
Die Kommission war beauftragt, Vorschläge zu nachstehenden Themen zu unterbreiten:

--
Reform der Verfassungsbestimmungen über die Bezirksordnungen,

--
Reform der gesetzlichen Bestimmungen über die Bezirksräte und die Befugnisse der Präfekten,

--
Beziehungen zwischen den Bezirken und den sozio-ökonomischen Regionen.

IV
ARBEITSMETHOIDE
1.
Kurzer Rückblick
Der Zwischenbericht präsentiert detailliert die Arbeit der Kommission seit ihrer Einsetzung bis zur Vorlage des genannten Berichts im Herbst 1998. Ohne die ein​zelnen Schritte des Verfahrens aufzeigen zu wollen, scheint es zweckmässig, die Arbeit der Kommission im Überblick darzustellen.

Die konstituierende Sitzung der Kommission fand im Dezember 1995 statt. Zunächst sammelte die Kommission die für eine vollständige Untersuchung des Dossiers erforderlichen Dokumente. Ihr stand eine Veröffentlichung des Vereins der Präfekten und Vizepräfekten und ein ausführlicher Bericht der Sekretäre der sozio-ökonomischen Regionen zur Verfügung.

Nachdem das Programm und die Arbeitsmethode feststand, ernannte die Kommission im Frühjahr 1996 eine Arbeitsgruppe mit dem Auftrag, zu prüfen, ob es möglich sei, die Bezirke durch sozio-ökonomische Regionen zu ersetzen, und darüber zu Bericht zu erstatten. Konkret bestand das Mandat der Gruppe darin, die Regionen in geographischer Hinsicht sowie ihre Strukturen und Kompetenzen zu definieren, die finanziellen Aspekte der Regionen zu untersuchen und schliess​lich über die Machbarkeit von verfassungsmässigen Regionen zu befinden.

Unter dem Vorsitz des früheren Abgeordneten Thierry Fort - Verfasser einer Motion über die Reform der territorialen Organisation des Wallis und ihres Funktionierens – legte die Kommission im August 1997 ihren Bericht vor. Nach Vorlage dieses Dokuments beschloss die Kommission, ihre Arbeit im Plenum fortzusetzen. Parallel dazu führte sie eine Befragung bei den Gemeinden durch, um deren Vorstellungen besser kennen zu lernen. Ausserdem hörte sie in ihren Sitzungen die Meinung der Vertreter des Präfekten- und Vizepräfektenvereins sowie die der Vertreter des Verbandes der Regionalsekretäre an.

Im September 1998 legte die Kommission die wesentlichen Grundsätze für die Ausarbeitung des Zwischenberichts fest. Dieser Bericht wurde in der Sitzung vom 27. Oktober 1998 mit 8 gegen zwei Stimmen angenommen. Anschliessend wurde er dem Staatsrat vorgelegt. Der Zwischenbericht präsentierte die Vorschläge und Ergebnisse der Kommission und sollte es der Kantonsregierung ermöglichen, die Botschaft an den Grossen Rat über die Zweckmässigkeit einer Änderung der für die Bezirke und Präfekten massgeblichen Kapitel der Verfassung auszuarbeiten. Zur Erinnerung seien nachstehend die Entscheidungen und innovativen Vorschläge dieses Berichts genannt: 

1.
Aufrechterhaltung der Bezirke als administrative Einheiten und nicht nur als Wahlkreise.

2.
Aufwertung der Tätigkeit des Präfekten, der gleichzeitig folgende Funktionen erhält: 

--
Vertreter des Staatsrates im Bezirk, 

--
Bezirkschef,

--
Präsident (evtl. Mitglied des Direktoriums) der Region,

--
Botschafter der Gemeinden des Bezirks beim Staatsrat. 

3.
Verfassungsmässige Anerkennung der Region als Funktionseinheit zwischen dem Staat und den Gemeinden, die aktiv an der sozio-ökonomischen Entwicklung teilnimmt und bereit ist, im regionalen Interesse alle an sie delegierten Aufgaben zu übernehmen. 

4.
Verleihung eines anerkannten Status an die Region, die von einem einfachen Verband zu einer Körperschaft öffentlichen Rechts wird. 

5.
Abschaffung des Bezirksrates, einer veralteten Einrichtung, mit der sich die Zusammenarbeit zunehmend schwieriger gestaltete. 

6.
Anerkennung der Konferenz der Gemeindepräsidenten des Bezirks, einer flexiblen und modernen Einrichtung, die es ermöglicht, konkrete und rasche Koordinierungsarbeit zu leisten.

Es sei daran erinnert, dass der Zwischenbericht im Gegensatz zum Mandat, das der Kommission übertragen wurde, keine ausgearbeiteten Vorschläge für Verfassungs- oder Gesetzestexte enthielt. Die Kommission erachtete es als nicht wünschenswert, schon während der Prüfung der Zweckmässigkeit der Reform endgültige Texte vorzulegen. Sie zog es vor, die Grundsatzüberlegungen und Entscheidungen des Staatsrates und des Parlaments abzuwarten. Es schien in der Tat zu früh, Verfassungs- oder Gesetzestexte auszuarbeiten, falls der Grosse Rat nicht zumindest in grossen Zügen die von der Kommission in ihrem Bericht unter​breiteten Vorschläge gutheissen sollte.

In dieser Absicht bat die Kommission den Grossen Rat und das Parlament darum, sich schon während der Debatten über die Zweckmässigkeit an der Erarbeitung der neuen Verfassungstexte zu beteiligen, indem sie ihre Sichtweise mitteilen oder sogar, eventuell auch vorläufig, Grundsatzentscheidungen über die wichtigsten von der Reform aufgeworfenen Fragen treffen sollten. Die Kommission wollte auf diese Weise ihre Arbeiten konstruktiv fortsetzen und den Entscheiden des Gros​sen Rates bei der Erarbeitung des neuen Entwurfs für Verfassungs- und Geset​zestexte Rechnung tragen. Die Kommission erachtete es als umso zweckmässi​ger, die Regierung und das Parlament an der Erarbeitung der Verfassungsreform zu beteiligen, da die Gebietsorganisation eine allgemein komplexe und umstrittene Angelegenheit ist.

2.
Fortsetzung des Verfahrens 
Der Staatsrat nahm den Zwischenbericht zur Kenntnis. Am 15. Dezember 1999 verabschiedete er die Botschaft zur Befürwortung der Zweckmässigkeit einer Revision der Verfassungsbestimmungen über die Bezirksordnung und die Stellung der Präfekten (vgl. Botschaft betreffend die Zweckmässigkeit einer Änderung der Artikel 28, 52 Abs. 2 und 3, 59, 66 bis 68 und 84 der Kantonsverfassung über die Bezirksordnung und die Stellung der Regierungsstatthalter).

Obwohl der Staatsrat zu den mit der Reform verbundenen Fragen sowie der Stellungnahme der Kommission weder unwiderrufliche Aussagen machen noch sich definitiv binden wollte, war er entsprechend dem Wunsch der ausserparla​mentarischen Kommission damit einverstanden, einige Überlegungen zur Verfas​sungsrevision zu äussern. Der Staatsrat sprach sich mit einigen Vorbehalten grundsätzlich für die Reform aus.

Aus dem Bericht über die Zweckmässigkeit einer Teilrevision der Kantonsverfas​sung ist ersichtlich, dass die Meinungen in der parlamentarischen Kommission geteilt sind, und zwar insbesondere in den Fragen, ob das Amt des Präfekten und die Bezirke als Verwaltungseinheiten beibehalten sollen. Hingegen scheint über die Abschaffung des Bezirksrates Konsens zu bestehen, ebenso wie über die Notwendigkeit – im Falle der Beibehaltung des Amtes des Präfekten – dieses Amt sowie die Ernennungsmodalitäten zu überprüfen.

Am 14. März 2000 akzeptierte der Grosse Rat einstimmig mit sechs Stimment​haltungen die Zweckmässigkeit einer Änderung der Verfassungsartikel über die Bezirksordnung und die Stellung des Präfekten (vgl. Bulletin der Sitzungen des Grossen Rates, ordentliche Sitzung vom März 2000, S. 63ff). Anders als von der ausserparlamentarischen Kommission gewünscht, wollte sich das Parlament jedoch nicht formell zu den Vorschlägen und Stellungnahmen der Kommission und zu Grundsatzfragen äussern, insbesondere weil die Reform noch zusätzliche Untersuchungen erforderte.

Hingegen gaben die politischen Gruppierungen durch ihre Sprecher ihre Gesichtspunkte zu den vorgeschlagenen Reformen bekannt. Ohne die Meinungen der verschiedenen Gruppen im Detail darzustellen, zeigen die Parlamentsdebatten über die Zweckmässigkeit, dass die Ansichten in diesem Bereich vielfältig und häufig gegensätzlich sind.

3.
Fortsetzung der Arbeit der Kommission 

Sobald die Erwägungen des Parlaments zur Verfügung standen, nahm die Kom​mission ihre Arbeit wieder auf. Nach der Zustimmung des Staatsrates beschloss sie, ein wissenschaftliches Gutachten anzufordern, wie es der Grosse Rat wünschte. Es wurde Kontakt zu einem Institut aufgenommen, das Ende 2000 ein Konzept für die durchzuführenden Studien lieferte. Nachdem den Mitgliedern der Kommission die Möglichkeit gegeben war, sich zum Mandat und zum vorgeschla​genen Konzept zu äussern, unterbreitete das Kommissionsbüro dem Institut seine Bemerkungen und Vorschläge, um so das Mandat für die Studie genau zu beschreiben. Im Frühjahr 2001 teilte das Institut ohne vorherige Ankündigung und ohne dass eine Unterredung stattgefunden hätte, mit, es verzichte auf das Man​dat. Somit musste sich die Kommission an eine andere Einrichtung wenden, die ihr das gewünschte Gutachten erstellen könnte. 

In der Zwischenzeit, im Februar 2001, reichte Dominique Sierro wegen seiner neuen beruflichen Verpflichtungen beim Staatsrat seinen sofortigen Rücktritt vom Vorsitz der Kommission ein. Der Staatsrat nahm dies zur Kenntnis und fragte den Vizepräsidenten der Kommission, Nationalrat Charles-Albert Antille, ob er bereit wäre, das Präsidium zu übernehmen. Nach einer Bedenkfrist teilte er mit, dass er den Vorsitz der Kommission annehmen werde, dass es ihm aber zweckmässig erscheine, wegen der Wahlen, die vor kurzem stattgefunden hatten, die Zusam​mensetzung der Kommission zu überprüfen. 

Der Staatsrat billigte dieses Vorgehen und nahm Kontakt zu den Mitgliedern der Kommission auf, die auf ein Mandat der Wählerschaft verzichtet hatten. In der Folge ersetzte die Kantonsregierung die zurückgetretenen Mitglieder der Kommis​sion. Da die Zweckmässigkeitsdebatten im Parlament die Notwendigkeit gezeigt hatten, die Abgeordneten an den Arbeiten der ausserparlamentarischen Kommis​sion zu beteiligen, erachtete es der Staatsrat als angebracht, drei Abgeordnete in die Kommission zu wählen.

Nach dem Verzicht des genannten Instituts auf Erstellen des Gutachtens wandte sich das Kommissionsbüro an das Institut für Föderalismus der Universität Frei​burg, welches das Mandat annahm. Im Herbst 2001 unterbreitete Nicolas Schmitt vom Institut für Föderalismus der Kommission die Studie mit dem Titel "Über die Existenz und den Sinn und Zweck einer staatlichen Funktionseinheit zwischen Kanton und Gemeinden, unter besonderer Berücksichtigung des Kantons Wallis". Bei dieser Gelegenheit bat die Kommission darum, mehrere zusätzliche Elemente in das Dokument aufzunehmen, womit der Gutachter einverstanden war.

Anlässlich dieser Sitzung konnten die Präfekten und Vizepräfekten durch den Prä​sidenten ihres Verbandes ihre Vorschläge zur territorialen Organisation des Kan​tons darlegen; diese werden weiter unten im Text eingehender behandelt.

Absicht der Kommission war es ausserdem, den Vertretern der Regionen die Möglichkeit zu geben, ihre Vorschläge zur Verfassungsreform abzugeben, um auf diese Weise deren Analyse zu berücksichtigen und, soweit sinnvoll, sie in das Gutachten des Instituts für Föderalismus zu integrieren. Innerhalb der vorgegebe​nen und verlängerten Frist erklärten die Vertreter der Regionen jedoch, sie würden mangels einer Beteiligung der Gemeinden wie auch der Regionen auf ein Eintre​ten auf die laufende Verfassungsrevision verzichten.

Der Vollständigkeit halber muss die Kommission jedoch darauf hinweisen, dass die Vertreter der Oberwalliser Regionen – und zwar durch Bernhard Imoberdorf, Sekretär der Region Goms und Mitglied der Kommission – der Kommission bereits ein Dokument mit dem Titel "Positionierung der acht Walliser Regionen am Beispiel der Oberwalliser Regionen" zukommen liessen, das von den vier Ober​walliser Regionen erarbeitet wurde. Dieses Dokument wurde den Mitgliedern der Kommission und dem Gutachter zur Einsicht vorgelegt. 

Am 25. April 2002 wurde die endgültige Studie des Instituts für Föderalismus (die Studie) der Kommission vorgelegt, die sie zur Kenntnis nahm. Basierend auf dieser Studie bestimmte die Kommission in der Sitzung vom 8. Mai 2002 die Grundsatzbeschlüsse, die die Erarbeitung des Schlussberichts ermöglichen.

Der vorliegende Bericht wurde in der Sitzung vom 28. Oktober 2002 einstimmig von den anwesenden Mitgliedern angenommen. 

B. VORSCHLÄGE

V
REFORM DER VERFASSUNGSBESTIMMUNGEN ÜBER DIE BEZIRKSORDNUNG UND DIE STELLUNG DER PRÄFEKTEN 

1.
Allgemeines
· Einleitend muss die Kommission darauf hinweisen, dass es für die Probleme im Bereich der territorialen Organisation und Strukturen keine "Wunderlö​sung" gibt. Die unglaubliche Vielfalt der Lösungen in den Kantonen, die aus der Studie des Instituts für Föderalismus ersichtlich ist, zeigt dies deutlich. Was anderswo gemacht wurde, zeigt, dass ebenso viele ideale Lösungen wie spezifische Interessen vorhanden sind. Nach reiflicher Reflexion über das Thema sahen sich die Kantone bald mit den verschiedenartigen und gegen​sätzlichen Vorschlägen der betroffenen Akteure konfrontiert (Regierung, Parlament, Gemeinden, Bürger, Gutachtern). Dies bedeutet, dass die Suche nach einer in wissenschaftlicher Hinsicht idealen und objektiven Gebiets​struktur ziemlich illusorisch erscheint.

· Die Kommission ist der Ansicht, dass bei der territorialen Organisation des Kantons politische Erwägungen Vorrang haben können, wenn sie nicht sogar entscheidend sind. In seiner Schlussfolgerung hält der Gutachter fest, dass die Einteilung des Kantonsgebietes "ein im Wesentlichen politischer Vorgang" (vgl. Studie S. 52) ist. In dieser Hinsicht zeigten die Parlamentsdebatten über die Zweckmässigkeit, dass die Abgeordneten zwar einstimmig den Status quo abschaffen möchten, die konkreten Ansichten bei der Definition einer neuen Gebietsstruktur jedoch auseinander gehen. Somit muss man sich darüber im Klaren sein, dass die territoriale Organisation des Kantons nicht allein auf objektiven Kriterien beruhen kann. Da in diesem Bereich die politischen Krite​rien ausschlaggebend sind, erachtete die Kommission im Übrigen, dass es nicht erforderlich oder nützlich ist, mehrere Studien oder Gutachten erstellen zu lassen. Sie war der Ansicht, dass die Studie des Instituts für Föderalismus ausreichend sei, um eine brauchbare Lösung zur territorialen Organisation des Kantons zu finden. 

· Wie im Mandat des Staatsrates festgelegt, stellte die Kommission Überlegun​gen über die Gebietsstruktur des Kantons und die Zukunft unserer Institutio​nen an. Die Grundsätze, von denen sich die Kommission dabei leiten liess, können folgendermassen zusammengefasst werden.

Die Kommission ist der Ansicht, dass man mit der Kantonsverfassung keine gewagten Experimente machen sollte; die Menschen und Ideen sind vergäng​lich, die Institutionen jedoch bleiben bestehen. Deshalb wollte die Kommission keine Veränderung um der Veränderung willen herbeiführen; die Änderungen müssen einem echten Bedürfnis entsprechen. Die Kommission privilegierte pragmatische und durchführbare Lösungen gegenüber verlockenden theoreti​schen Konzepten, die schwer oder überhaupt nicht praktikabel sind, da sie zu komplex oder aber nicht auf das Walliser Umfeld zugeschnitten sind. Ziel der Kommission war es, ein kohärentes und flexibles System zu präsentieren, das heisst ein System, das im Laufe der Zeit angepasst oder verändert werden kann, um so die gesellschaftlichen Entwicklungen und Bedürfnisse der Bürger zu berücksichtigen; in der Tat sind schwerfällige und starre Strukturen zu vermeiden. 

Schliesslich ist die Kommission davon überzeugt, dass man bei der territoria​len Organisation nach Nutzen und Effizienz der Strukturen suchen muss. Die Vorschläge dieses Berichts zielen auf die Einrichtung einer effizienten und nutzbringenden Organisation ab. Deshalb war die Kommission darauf bedacht, keine leeren Strukturen zu konstruieren; es schien nutzlos, noch mehr Entscheidungsbefugnisse und hohle Gebilde zu schaffen, während sich einige öffentliche Körperschaften in sehr schwierigen finanziellen Situationen befinden. In gleicher Weise wollte die Kommission doppelte Arbeit oder Über​schneidungen vermeiden; es ist nicht erstrebenswert, verschiedenen Orga​nismen ähnliche oder gleiche Aufgaben anzuvertrauen.

· Folgt man der Kommission, so gilt es, die territorialen und institutionellen Struktu​ren aus dem 19. Jahrhundert zu überwinden und die Reform in den wirtschaftlichen und sozialen Kontext des 21. Jahrhunderts zu stellen. Es wäre sinnlos, die Verfassungsrevision in eine historische Kontinuität stellen zu wollen. Ohne das Erbe der Vergangenheit in Abrede zu stellen, wollte ihm die Kommission keine allzu grosse Bedeutung beimessen. Sie wollte die Reform vielmehr in der heutigen Realität verankert sehen, das heisst die konkrete Situation unserer Zeit berücksichtigen. So konnte die Kommission beispiels​weise feststellen, dass die derzeitigen Befugnisse des Präfekten zum gröss​ten Teil veraltet sind, dass dieser aber zahlreiche Aufgaben erfüllt, die im Gesetz nicht vorgesehen sind; auf Grund dieser Feststellung schlägt die Kommission die Beibehaltung und Aufwertung des Amtes des Präfekten vor, das heisst sie beabsichtigt, die Befugnisse des Präfekten, die den gesetzli​chen Rahmen sprengen gesetzlich zu regeln und nicht die Abschaffung dieses Amtes. Auch konnte die Kommission feststellen, dass der Bezirksrat nicht mehr den heutigen Bedürfnissen entspricht. Daher erachtete sie es als angebracht, die Abschaffung dieser Einrichtung vorzuschlagen.

· Der vorliegende Bericht gründet im Wesentlichen auf dem Zwischenbericht vom Oktober 1998, auf der Studie des Instituts für Föderalismus vom 25. April 2002 sowie auf den Diskussionen und Debatten innerhalb der Kommis​sion. Dieser Bericht entfernt sich in einigen Punkten vom Zwischenbericht. Für diese Abweichungen gibt es eine Erklärung. Einerseits wurde, wie bereits erwähnt, die Zusammensetzung der Kommission seit der Annahme des Zwischenberichts verändert. Andererseits konnte die Kommission ihre Über​legungen vertiefen, was teilweise zu einer neuen Einschätzung der zu lösenden Probleme führte. Insgesamt wurden die Vorschläge des Zwischen​berichts jedoch bestätigt. Was die Studie des Instituts für Föderalismus anbelangt, kann festgehalten werden, dass es dank ihr möglich war, ein voll​ständiges Bild der in den anderen Kantonen gewählten Lösungen zu erhalten; sie beschreibt auf detaillierte Weise insbesondere das Vorgehen und die Überlegungen der Verfassungsgeber der Kantone Freiburg und Waadt. 

· Die Kommission ist der Ansicht, dass Fragen zu Gemeindefusionen und zur interkommunalen Zusammenarbeit für die Überlegungen zur territorialen Or​ganisation von Bedeutung sind. Im Bereich der Gebietsstruktur ist es in der Tat nicht unbedeutend, ob der Kanton 40, 100 oder 160 Gemeinden zählt. Der Vorentwurf zur Reform des Gesetzes über die Gemeindeordnung, der im Frühjahr 2002 in die Vernehmlassung ging, enthält neue Vorschläge zu diesem Thema; er sieht Massnahmen vor, die zur Gemeindefusion anregen, insbesondere ein Programm zur finanziellen Unterstützung solcher Zusam​menschlüsse. Obwohl die Kommission diesen Vorschlag des Vorentwurfs gutheisst, ist sie der Ansicht, dass eine umfassende Veränderung der Gemeinden, wie sie heute bestehen, kurz- oder mittelfristig nicht ins Auge gefasst werden kann, und zwar hauptsächlich aus zwei Gründen: Einerseits, weil es der Wunsch des Staatsrates ist, und dies zu Recht, freiwillige Gemeindefusionen zu fördern und nicht obligatorische Zusammenschlüsse aufzuzwingen. Andererseits, weil es sich hierbei um einen sensiblen Bereich handelt, der ein pragmatisches Vorgehen erfordert und kein überstürztes Handeln zulässt; die Entwicklung der Dinge muss erst in den Köpfen reifen, bevor sie konkret vollzogen werden kann. Es ist daran zu erinnern, dass im häufig zitierten Fall des Kantons Freiburg der Fusionsprozess schon vor 30 Jahren begonnen hat.

Deshalb erachtete es die Kommission als nicht nötig, vor der Präsentation ihrer Vorschläge zur Gebietsstruktur des Kantons das Inkrafttreten der Ände​rungen des Gesetzes über die Gemeindeordnung und die ersten damit gemachten Erfahrungen abzuwarten. 

· Schliesslich betont die Kommission, dass ihr daran gelegen war, die Vor​schläge und Bemerkungen der von der Verfassungsreform in erster Linie betroffenen Akteure in ihre Reflexionen mit einzubeziehen. Wie bereits erwähnt, führte die Kommission eine Befragung durch, um so den Gemeinden die Möglichkeit zu geben, sich zur Reform zu äussern. Die Kommission betei​ligte auch die Vertreter der Präfekten und Vizepräfekten sowie der Regionen an der Verfassungsreform, indem sie ihnen ermöglichte, im Rahmen der Arbeit der Kommission Vorschläge zu unterbreiten und schriftliche Dokumente vorzulegen. Im Übrigen gehörten der ausserparlamentarischen Kommission zwei Präfekten und zwei Regionalsekretäre an.

2.
Beibehaltung einer staatlichen Funktionseinheit zwischen Kanton und Gemeinden
Die erste Frage, die bei der territorialen Organisation zu stellen ist, ist die nach der Notwendigkeit oder Zweckmässigkeit einer staatlichen Funktionseinheit zwischen Kanton und Gemeinden.

Alle Schweizer Kantone sind in eine bestimmte Anzahl von Gemeinden unterteilt. Einige davon kennen jedoch zwischen dem Kanton und den Gemeinden noch eine Zwischenstufe (Studie S. 5). Eine Funktionseinheit zwischen Kanton und Gemeinden nimmt Aufgaben wahr, die den Rahmen und die Möglichkeiten der Gemeinden oder der Gemeindeverbände sprengen, die aber der Gesetzgeber nicht dem Kanton anvertrauen möchte, weil es sich beispiels​weise um einen Bereich handelt, bei dem eine gewisse Bürgernähe erforderlich ist.

Die Studie des Instituts für Föderalismus machte ersichtlich, dass die Kantone, die über ein relativ kleines Gebiet verfügen, nur in Gemeinden unterteilt sind und nicht über eine Zwischenstufe verfügen (vgl. Studie, S. 6 und Kap. 2.5; synoptische Tabelle S. 8). Andererseits haben die Kantone mit einem grösseren Gebiet im Allgemeinen eine Funktionseinheit zwischen der zentralen Behörde und den Gemeinden eingerichtet. Für die Kantone, die über ein grosses Gebiet verfügen, erscheint es nützlich, über ein Organ zu verfügen, das eine Zwischenstufe zwischen dem Kanton und den Gemeinden darstellt. Eine solche Zwischenstufe trägt auch dem Bemühen um Bürgernähe Rechnung, da sie es ermöglicht, die Zentralverwaltung der Gesamtheit der Gemeinden und den Bürgern näher zu bringen.

Für dieses Prinzip gibt es eine Ausnahme: der Kanton St. Gallen, der trotz eines grossen Gebietes keine Struktur zwischen Kanton und Gemeinden kennt. Es ist jedoch festzuhalten, dass dieser Kanton bis vor kurzem die Einrichtung des Bezirks kannte, die neue Kantonsverfassung - die am 1. Januar 2003 in Kraft tre​ten wird - jedoch diese Institution abgeschafft hat (vgl. Studie S. 6).

Im Übrigen konnte die Kommission einen Zusammenhang zwischen dem Vorhan​densein einer Zwischenstufe - die normalerweise "Bezirk" genannt wird - und der Anzahl der Gemeinden in einem Kanton herstellen. Tabelle 1 zeigt auf, dass es im Allgemeinen von der Anzahl der Gemeinden abhängt, ob eine Zwischenstufe besteht: Die Kantone mit zahlreichen Gemeinden kennen eine solche Zwischen​stufe; hingegen besitzen die Kantone mit einer kleinen Anzahl von Gemeinden keine Struktur zwischen diesen Gemeinden und dem Kanton. Eine Zwischenstufe kann als Bindeglied oder Zwischenstation zwischen dem Kanton und seinen zahl​reichen Gemeinden verstanden werden. Dagegen scheint eine solche strukturelle Abstufung weniger nützlich, wenn ein Kanton über eine geringe Anzahl von Gemeinden verfügt; unter dieser Annahme sind die Kontakte zwischen dem Kan​ton oder der Zentralverwaltung und den Gemeinden leichter und vereinfachter.

Von dieser Regel gibt es zwei Ausnahmen: den Kanton St. Gallen, der 90 Gemeinden zählt, dessen neue Verfassung jedoch jede Zwischenstufe abschaffte. Umgekehrt verhält es sich beim Kanton Schwyz, der nur 30 Gemeinden zählt, aber über Bezirke verfügt. Mit Ausnahme der Kantone St. Gallen und Schwyz ist also festzuhalten, dass die Kantone mit vielen Gemeinden eine Struktur zwischen dem Staat und den Gemeinden kennen, nicht jedoch die Kantone mit einer kleinen Anzahl von Gemeinden. 

Somit ist zu darauf hinzuweisen, dass die Notwendigkeit einer Zwischenstufe grundsätzlich von diesen beiden Kriterien abhängt, das heisst, von der Fläche des Kantons und der Anzahl seiner Gemeinden. Basierend auf dieser Feststellung ist die Kommission der Ansicht, dass eine Funktionseinheit zwischen Staat und Gemeinden in einem Kanton mit einer Fläche von 5'225 km2 und 160 Gemeinden einem wirklichen Bedürfnis entspricht und durchaus gerechtfertigt ist. Die Grösse der Walliser Gemeinden - 66 Gemeinden von 160 (d.h. etwa 40 % der Gemein​den) haben weniger als 500 Einwohner - bestärkt die Kommission in ihrer Über​zeugung, dass eine Zwischenstufe nötig ist. Eine solche strukturelle Einheit ist für die kleinen Gemeinden ein angemessenes und sogar erforderliches Hilfsmittel. Die Einrichtung eines solchen Organismus erfüllt auch die Forderung nach Bürgernähe. 

Gewiss wäre die Abschaffung jeder Funktionseinheit zwischen dem Kanton und den Gemeinden denkbar, wie das Beispiel des Kantons St. Gallen zeigt, um einen Kanton zu zitieren, dessen Gegebenheiten denen des Wallis vergleichbar sind. Unter dieser Annahme müssten die Aufgaben, die im Augenblick dem Bezirk obliegen, zwischen den Gemeinden und dem Kanton aufgeteilt werden. Vorteil dieser Lösung wäre die Stärkung dieser beiden Institutionen. Die Stärkung der Gemeinden entspricht nun gerade dem Sinn des Vorentwurfs zur Reform des Gesetzes über die Gemeindeordnung. Die Abschaffung jeder Zwischenstufe könnte auch der Forderung nach Vereinfachung und Verständlichkeit der territori​alen Strukturen entgegen kommen. Die Kommission befürchtet jedoch, dass mangels vorausgehender geeigneter Massnahmen zur Stärkung der Gemeinden die Abschaffung einer Zwischenstufe zu einer Zentralisierung der öffentlichen Auf​gaben des Kantons führen könnte, da die Gemeinden wohl kein geeigneter Rahmen zur Übernahme von neuen Aufgaben oder Verantwortlichkeiten sind. Anders ausgedrückt, die Kommission befürchtet, dass angesichts der durch​schnittlichen Grösse der Walliser Gemeinden die Abschaffung einer Zwischen​stufe zu einer Zentralisierung der Aufgaben auf Kantonsebene führen könnte. Die Kommission steht einer solchen Entwicklung grundsätzlich nicht positiv gegen​über.

Abschliessend und aus den oben dargestellten Gründen schlägt die Kommission vor, eine staatliche Funktionseinheit zwischen Kanton und Gemeinden beizube​halten.

Tabelle 1

	Kanton
	Anzahl Gemeinden 

(Stand: 1. Januar 2001)
	Anzahl Bezirke

	
	
	

	ZH
	171
	12

	BE
	400
	26

	LU
	107
	6

	UR
	20
	--

	SZ
	30
	6

	OW
	7
	--

	NW
	11
	--

	GL
	29
	--

	ZG
	11
	--

	FR
	226
	7

	SO
	126
	10

	BS
	3
	--

	BL
	86
	5

	SH
	34
	--

	AR
	20
	--

	AI
	6
	--

	SG *
	90
	--

	GR
	212
	14

	AG
	232
	11

	TG
	80
	8

	TI
	245
	8

	VD
	384
	19

	VS
	160
	13

	NE
	62
	6

	GE
	45
	--

	JU
	83
	3


*
Inkrafttreten am 1. Januar 2003 (bis zu diesem Zeitpunkt zählt der Kanton St. Gallen 15 Bezirke)

3.
Anerkennung der Region durch die Verfassung
Nachdem eine Funktionseinheit zwischen Kanton und Gemeinden grundsätzlich gutgeheissen wurde, muss dieser Grundsatz noch definiert werden. Wie schon im Zwischenbericht erwähnt, möchte die Kommission die Region in der Verfassung verankert sehen. Da der Begriff "Region" mehrere Bedeutungen hat und unter​schiedliche Realitäten abdecken kann" (vgl. Studie S. 35), ist es angebracht, ihn sehr genau zu definieren. Soll es sich dabei um die sozio-ökonomische, die ver​fassungsmässige oder um eine andere Region handeln? Die Kommission prüfte mehrere Varianten.
a)
Die 8 sozio-ökonomischen Regionen

Der Zwischenbericht schlug vor, die sozio-ökonomische Region in der Verfas​sung zu verankern. Die Kommission schlägt nach reiflicher Überlegung eine andere Lösung vor. Ohne die bedeutende Rolle der sozio-ökonomischen Regionen zu leugnen oder zu bestreiten, möchte die Kommission sie nicht in die Kantonsverfassung aufnehmen, und zwar aus mehreren Gründen. 
Die sozio-ökonomische Region wurde in Folge der Annahme des Bundesge​setzes über Investitionshilfe für Berggebiete (IHG) gegründet. Während der Ausarbeitung des Gesetzes und der Errichtung dieser Struktur wurde über​haupt nicht über die Einteilung der sozio-ökonomischen Regionen nachge​dacht. Folglich bestehen grosse Disparitäten oder Ungleichheiten zwischen den verschiedenen geschaffenen Einheiten, wie aus Tabelle 2 ersichtlich ist. Das Kriterium Bevölkerung variiert beispielsweise von 5'640 Einwohnern für die Region Goms bis 68'480 Einwohner für die Region Sitten-Hérens-Conthey, das heisst ein Verhältnis von 12 zu 1. Allein dieses Beispiel zeigt auf, wie notwendig es ist, einen Ausgleich zu schaffen und die Regionen neu aufzuteilen. Die sozio-ökonomischen Regionen unterscheiden sich in Bezug auf ihre Bevölkerungszahlen zu sehr, um angemessene Gebietskörperschaf​ten zu sein. 

Die Kommission ist der Ansicht, dass es notwendig und sogar unabdingbar ist, unter den Regionen, die in die Verfassung aufgenommen werden sollen, ein gewisses Gleichgewicht herzustellen. Da diese Regionen die gleiche Stellung und die gleichen Kompetenzen haben und identische Aufgaben übernehmen werden, ist es wohl angezeigt, ein gewisses Gleichgewicht zwischen ihnen herzustellen, das heisst konkret, ungefähr gleich grosse Gebietskörperschaften zu bilden. Die derzeitigen sozio-ökonomischen Regio​nen erfüllen diese Bedingung nicht.

Darüber hinaus ist die Kommission der Ansicht, dass die zu definierenden Gebietseinheiten grösser sein sollten als die sozio-ökonomischen Regionen. Der augenblickliche Rahmen dieser Regionen scheint zu eng und zu begrenzt zu sein. Es scheint angebracht, den Umfang der Zwischenstufe auszuweiten, um so deren Wirksamkeit und Effizienz zu garantieren. Ein breiter gefasster geographischer Rahmen soll es erlauben, den Bürgern ein breiter gefächertes und qualitativ hochstehenderes Angebot an Dienstleistungen zur Verfügung zu stellen.

Schliesslich ist zu bemerken, dass sich seit der Definition der heutigen Regio​nalpolitik der nationale und internationale Kontext bedeutend veränderte, was die Notwendigkeit der Überprüfung dieser Politik erklärt. Das eidgenössische Volkswirtschaftsdepartement (EVD) betraute das Staatssekretariat für Wirt​schaft mit dem Mandat, die derzeitige Regionalpolitik der Eidgenossenschaft zu überprüfen und bis Ende 2002 ein neues Konzept für diese Politik zu erar​beiten. Unter diesen Umständen erachtet es die Kommission als nicht zweckmässig, die sozio-ökonomische Region in der Kantonsverfassung zu verankern, da diese im Rahmen der Reform der Regionalpolitik des Bundes stark verändert, wenn nicht sogar abgeschafft werden kann. 

Die Kommission verzichtet letzten Endes darauf, die sozio-ökonomische Region in der Verfassung zu verankern. Sie beabsichtigt, Gebietskörper​schaften zu definieren, die grösser und gleichzeitig homogener sind. 

Tabelle 2 

	Sozio-ökonomische Régionen 

	Anzahl einwohner

	Anzahl Gemeinden
	Fläche
(HEKTAR)

	
	
	
	

	Goms
	5'640
	21
	65'028

	Brig-Aletsch
	25'711
	16
	52'638

	Visp-Westlich Raron
	35'521
	32
	110'849

	Leuk
	12'162
	15
	33'586

	Siders
	38'578
	19
	41'486

	Sitten-Hérens-Conthey
	68'480
	21
	83'420

	Martigny-Entremont
	49'518
	22
	100'335

	Monthey-St-Maurice
	40'022
	14
	35'114


(Die Zahlen sind dem statistischen Jahrbuch des Kantons Wallis 2000 entnommen)

b)
Das Modell der 4 Regionen (2 im Oberwallis - 2 im französischsprachigen Wallis)
Der Verein der Präfekten und Vizepräfekten schlägt vor, vier Regionen zu schaffen, zwei im Oberwallis und zwei im französischsprachigen Wallis. Die neuen Gebietskörperschaften wären somit die Region Brig, die Region Visp, die Region Mittelwallis und die Region Unterwallis. Dieser Vorschlag kommt dem Anliegen der Kommission entgegen, den Kanton in grössere und homo​genere Regionen als die sozio-ökonomischen Regionen oder die Bezirke auf​zuteilen.
Die Wahl von vier Regionen kommt zwei Erwägungen entgegen. Einerseits wird dadurch ein Gleichgewicht zwischen dem Oberwallis und den franzö​sischsprachigen Gebieten des Wallis sichergestellt, und andererseits wird dadurch die Konkurrenz oder Rivalität zwischen den Regionen Brig und Visp vermieden. Man muss deshalb anerkennen, dass das Modell der vier Regio​nen vom politischen Standpunkt aus betrachtet praktisch und realistisch ist. Die Kommission beabsichtigt allerdings, selbst wenn sie den Vorschlag nicht völlig negativ beurteilt, eine andere Variante zu privilegieren, eine Variante, die ihrem Wunsch, homogene Regionen zu bilden in höherem Masse entge​genkommt (vgl. die beiden Tabellen 3 und 4).
Tabelle 3

	Regionen
	Anzahl einwohner

	Anzahl Gemeinden
	Fläche
(km2)

	
	
	
	

	Brig
	31'724
	37
	1177

	Visp
	46'931
	47
	1444

	Mittelwallis
	107'393
	40
	1249

	Unterwallis
	90'122
	36
	1354


(Die Zahlen sind dem statistischen Jahrbuch des Kantons Wallis 2000 entnommen)

c)
Die drei verfassungsrechtlichen Regionen (Ober-, Mittel- und Unterwallis) 

Die derzeitige Kantonsverfassung kennt bereits den Begriff der Region bezüglich der Staatsratswahl (vgl. Art. 52 KV). Dabei definiert sie drei Regio​nen: Ober-, Mittel- und Unterwallis
. Aus diesen drei Regionen werden drei der fünf Mitglieder des Staatsrates gewählt, wodurch eine relative Repräsen​tativität des gesamten Kantons in der Ernennung der vollziehenden Staatsge​walt ermöglicht wird.

Die Kommission schlägt mit 8 gegen 4 Stimmen bei einer Enthaltung vor, diese drei Regionen in der Kantonsverfassung zu verankern und sie als staat​liche Funktionseinheit zwischen dem Kanton und den Gemeinden anzuerken​nen. Die Kommission erachtet diese Gebietsunterteilung als am sinnvollsten. In demographischer Hinsicht erlaubt diese Unterteilung ein Gleichgewicht zwischen den Regionen (vgl. Tabelle 4). Wesentliche Disproportionen wären nämlich nur schwer zu rechtfertigen, da ja die den Regionen anvertrauten Aufgaben im Prinzip identisch sein müssen. Die Aufteilung des Kantons in drei Regionen erlaubt es, Gebietskörperschaften von ähnlicher Grösse zu definieren, die darüber hinaus über eine ausreichende kritische Masse verfü​gen, welche die der Bezirke und sozio-ökonomischen Regionen übertrifft. Somit ist es möglich, die verfassungsmässigen Regionen mit eigenständigen und erweiterten Kompetenzen auszustatten. Eine solche Struktur - die der Gemeindestruktur nicht allzu nahe kommt - schliesst jede Interferenz mit der interkommunalen Zusammenarbeit aus, was bei einer kleineren Gebietskör​perschaft möglich wäre. Im Ubrigen geht aus dem Zwischenbericht hervor, dass eine solche Einteilung des Kantons in drei Regionen bereits als Rahmen zur Erfüllung bestimmter öffentlicher Aufgaben diente (vgl. Zwischenbericht S. 15 ff).

Abschliessend schlägt die Kommission vor, die drei Regionen - Ober-, Mittel- und Unterwallis - als strukturelle Funktionseinheit zwischen dem Kanton und den Gemeinden in die Verfassung aufzunehmen. Diese Gebietskörperschaft erfüllt am besten das von der Kommission gesetzte Postulat, das heisst die Abgrenzung von homogenen Gebietskörperschaften mit einer grossen Fläche (vgl. Tabellen 2, 3 und 4). Eine solche Unterteilung verhindert Ungleichheiten oder Disproportionen zwischen den neu zu schaffenden Gebietskörperschaf​ten. 

Tabelle 4

	Regionen 
	Anzahl einwohner

	Anzahl Gemeinden
	Fläche

(km2)

	
	
	
	

	Oberwallis
	  78'655
	84
	2621

	Mittelwallis
	107'393
	40
	1249

	Unterwallis
	90'122
	36
	1354


(Die Zahlen sind dem statistischen Jahrbuch des Kantons Wallis 2000 entnommen)

Statut der Region

Die Kommission ist der Ansicht, dass die Region, soll sie voll anerkannt werden, über ein hohes rechtliches Statut verfügen muss. In diesem Sinne muss der Vorschlag, die Region in die Verfassung aufzunehmen, verstanden wer​den. Da die im Privatrecht vorgesehenen Modalitäten deutlich unzureichend zu sein scheinen, wünscht die Kommission, dass die Region als Körperschaft des öffentlichen Rechts betrachtet wird und in den Genuss des Statuts einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft kommt. Im Übrigen ist es wichtig, dass die drei verfassungsmässigen Regionen das gleiche rechtliche Statut besitzen; Partikularismen oder Unterschiede, für die es keinen Grund gibt, sind zu ver​meiden. Die Kommission ist davon überzeugt, dass dieses Statut des öffentli​chen Rechts die Region stärken wird und eine straffere und effizientere Orga​nisation ermöglicht.

Kompetenzen der Region

Den verschiedenen Regionen müssen die gleichen Aufgaben anvertraut werden. Die Kommission ist der Ansicht, dass die Region insbesondere die interkommunale Zusammenarbeit, die Gemeindefusion und die Zusammenar​beit zwischen den IHG-Regionen fördern soll. Im Übrigen müssen die Aufga​ben der Region erweitert werden. Ohne einen erschöpfenden Katalog der Kompetenzen aufzustellen, die die Regionen erhalten sollen – das Einfüh​rungsgesetz wird diese Frage detailliert behandeln – scheint es zweckmässig, ihnen möglichst verschiedenartige und breitgefächerte Aufgaben zu übertra​gen (beispielsweise im Bereich von Vormundschaft, Polizei, Katastrophenein​satz usw.).

Darüber hinaus muss es den Gemeinden ermöglicht werden, Kompetenzen an die Region zu delegieren. Durch einen erweiterten geografischen Rahmen kann den Bürgern ein grösserer und besserer Service angeboten werden.

Organisation der Region

In Bezug auf die Organisation der Region empfiehlt die Kommission, dass der Region ein aus den Präfekten der Bezirke zusammengesetzter Direktionsaus​schuss vorsteht. Die Region Oberwallis wird also ein Exekutivkomitee von 6 Mitgliedern haben, die Region Mittel- und die Region Unterwallis jeweils ein Komitee von 4 Mitgliedern. Darüber hinaus muss jede Region eine Verwal​tungsstruktur erhalten.

4.
Beibehaltung des Bezirks in der Verfassung

a)
Kurzer geschichtlicher Rückblick

In der Verfassung von 1815 erschienen zum ersten Mal 13 Kreise, die Zehn​den genannt wurden (Goms, Brig, Visp, Raron, Leuk, Siders, Sitten, Hérens, Conthey, Martinach, Entremont, St-Maurice und Monthey). Es ist daran zu erinnern, dass es vor der von 1798 bis 1815 dauernden Unruheperiode 7 Zehnden gab (Goms, Brig, Visp, Raron, Leuk, Siders und Sitten) und dass das Unterwallis Untertanenland war. Im Jahre 1815 bestanden die Zehnden mehr oder weniger in der gleichen Form wie heute. Einzig die Grenzen zwischen Hérens und Sitten wurden in der Folge verändert, da Arbaz und Saviese 1839 an Sitten zurückgegeben wurden. Im Übrigen erscheint der Begriff "Bezirk" zum ersten Mal anlässlich der Verfassungsrevision von 1848. Die heutige Verfassung vom 8. März 1907 enthält überhaupt keinen Artikel, der das Statut eines Bezirks oder Zahlen und Abgrenzung usw. genau defi​niert. 

Eine Aufzählung der Bezirke erscheint in der Kantonsverfassung nur im Kapitel über die Wahl der vollziehenden Gewalt (Art. 52 KV). Artikel 26 KV bestimmt nur, dass der Kanton in Bezirke unterteilt ist. Gemäss Artikel 84 KV setzt sich der Bezirk Raron aus zwei Halb-Bezirken zusammen, die jeweils ihre eigenen Organe und Kompetenzen haben. Er bildet zwei Wahlkreise. Somit zählt der Kanton 14 Präfekten und ebenso viele Vizepräfekten. Im rechtlichen Sinne ist der Kanton somit in 12 Bezirke und 2 Halb-Bezirke unterteilt.

b)
Der Bezirk als Wahlkreis 

Die Bezirke stellten schon immer Wahlkreise für die Wahl des Grossrats dar. Die Anzahl der Abgeordneten wird entsprechend der schweizerischen Wohn​bevölkerung des Bezirks festgelegt. Im Übrigen orientiert sich ein grosser Teil der Walliser Politik - sei es im institutionellen oder parteilichen Bereich - zur allgemeinen Zufriedenheit am Bezirk. Ein Umstürzen dieser Gewohnheiten würde sicherlich schlecht aufgenommen, denn eine tiefgreifende Veränderung in diesem Bereich würde als unnötig abqualifiziert werden. 

Die Kommission ist davon überzeugt, dass es sinnlos wäre, den Bezirk als Wahlkreis durch eine andere Struktur ersetzen zu wollen. Bezüglich dieses Punktes möchten wir daran erinnern, dass die parlamentarische Kommission "Reformen 2000" vorgeschlagen hatte, die Wahlkreise neu zu bestimmen, und dass sie dabei zwei Varianten formulierte (vgl. "Bericht über das Projekt Parlament 2000 – Neubelebung des Walliser Parlaments", in Bulletin der Sitzungen des Grossen Rates, ordentliche Sitzung, März 1999, S. 177 ff) :

"Die Kommission Reformen 2000 erachtet es als notwendig, die Wahlkreise neu zu definieren. Hierzu schlägt sie vor: 

--
Variante 1 : sechs gleichwertige Wahlkreise zu schaffen, und zwar für das franzö​sischssprachige Wallis in den vier sozio-ökonomischen Regionen und für das Oberwallis bei der Gruppierung der Regionen Goms und Brig einerseits und Visp und Leuk andererseits; 

--
Variante 2 : die augenblicklichen sozio-ökonomischen Regionen zu Wahlkreisen zu machen (Schaffung von acht Wahlkreisen").

Die Vorschläge der Kommission wurden den Parlamentariern vorgelegt. Nach den Resultaten der Umfrage erachten 38 % der Abgeordneten die Einführung eines neuen Wahlkreises als wünschenswert; für 30 % davon würden die sozio-ökonomischen Regionen bessere Wahlkreise darstellen als die Bezirke. Die Kommission Reformen 2000 musste sich somit der Tatsache beugen, dass die überwiegende Mehrheit des Parlaments die Aufrechterhaltung des Bezirks als Wahlkreis für die Wahl des Grossrates wünschte.

Die Kommission teilt die Ansicht der Parlamentsmehrheit; aus politischen und historischen Gründen ist sie der Ansicht, dass die Beibehaltung des Bezirks als Wahlkreis gerechtfertigt ist. Dieser Wahlkreis, wenn er auch noch zu ver​vollkommnen wäre - die Bezirke bilden keine ganz gleichwertige Wahlkreise -, garantiert jedenfalls eine ausgeglichene Vertretung der Bevölkerung, insbe​sondere der peripheren oder dünn besiedelten Regionen.

c)
Der Bezirk als Verwaltungseinheit
Obwohl die Kommission der Ansicht ist, dass der Bezirk hauptsächlich als Wahlkreis angesehen werden muss, erachtet sie diese Einheit jedoch auch als angemessene Struktur, die neben der Region eine aktive und komple​mentäre Rolle spielen kann. Da diese Struktur schon besteht und sie als Wahlkreis beibehalten werden soll, scheint es sinnvoll, ihr zusätzlich öffentli​che Aufgaben anzuvertrauen, deren Ausführung die Nähe zu den Betroffenen erfordert, beispielsweise im Gesundheits- oder Sozialbereich. Der Bezirk muss also Verwaltungsaufgaben übernehmen können, sofern dieser Rahmen die beste Lösung für eine öffentliche Aufgabe darstellt. Er ist eine sinnvolle Einheit zur Erfüllung bestimmter öffentlicher Tätigkeiten.

Wie weiter unten ausgeführt, ist es nicht möglich, eine Einteilung zu finden, die für alle Tätigkeiten des Staates nützlich ist. Der Bezirk kann somit als Ein​heit für eine bestimmte Anzahl staatlicher Aufgaben dienen, selbst wenn für andere Tätigkeiten eine andere Aufteilung vorgenommen werden muss. In diesem Sinne kann der Bezirk als "Unter-Region" - oder als Unterteilung der Region - verstanden werden, auf die ganz bestimmte Verwaltungsaufgaben entfallen. Das Einführungsgesetz wird diesbezüglich konkrete Vorschläge formulieren müssen. Diese Einheit erlaubt die Beibehaltung eines wirksamen bürgernahen Dienstes. Bei der Ausführung seiner Tätigkeiten steht es dem Bezirk oder dem Präfekten frei, die auf der Ebene der Region eingesetzte Verwaltungsstruktur zu benutzen.

d)
Schlussfolgerung
Die Kommission ist der Ansicht, dass der Bezirk in der Kantonsverfassung beibehalten werden muss, in erster Linie wegen seiner Eigenschaft als Wahl​kreis, aber ebenso als Verwaltungseinheit. In politischer Hinsicht ist die Abschaffung der Bezirke nicht realistisch. Darüber hinaus ist es illusorisch anzunehmen, dass die Bürger damit einverstanden wären, sich von einer dermassen tief in der Geschichte des Landes verankerten Institution zu trennen. Zahlreiche wirtschaftliche, berufliche, kulturelle, politische, sportliche und andere Organisationen benutzen den Bezirk als geografische Grundlage ihrer Tätigkeiten oder ihres Tätigkeitsgebiets. Zuweilen wurden enge Bande zwischen den Einwohnern des jeweiligen Bezirkes geknüpft; das Zugehörig​keitsgefühl zum Bezirk hat sich bis in die Sitten hinein verankert. Eine Abschaffung des Bezirks würde auf keinen Fall positiv aufgenommen. Auf jeden Fall müsste eine solche Massnahme durch gute und objektive Begrün​dungen gerechtfertigt werden, die der Kommission fehlen. Wie der Gutachter feststellt, ist es politisch schwierig, ein System zu ändern, das ausreichend Zeit hatte, in das politische Unterbewusstsein der Bürger integriert zu werden (vgl. Studie S. 28). 

Zusammenfassend ist zu sagen, dass abgesehen von den 13 Sternen der Walliser Flagge feststeht, dass die Bezirke tief in der Walliser Tradition veran​kert sind und dass ihre Existenz als Zwischenorganismus nicht in Frage gestellt ist. So scheint es nicht wahrscheinlich, dass die Walliser Bürger bereit sind, die so stark in der Geschichte unseres Kantons verwurzelte Institution abzuschaffen. Unter diesen Umständen ist es zumindest eine äusserst heikle Angelegenheit, sie in Frage zu stellen; in jedem Fall scheinen keine objektiven Argumente vorhanden zu sein, die ihre Abschaffung oder eine Neudefinition rechtfertigen würden.

Schliesslich ist es nicht Absicht der Kommission, die geographische Einteilung der Wählerschaft neu zu definieren, denn diese scheint zufriedenstellend. Folglich tritt sie nicht auf allfällige Änderungen der geografischen Grenzen der aktuellen Bezirke ein, dies um so weniger, als diese Frage nicht ausdrücklich Gegenstand des ihr anvertrauten Mandats ist. Falls erforderlich muss die zuständige Behörde - der Grossrat (vgl. Art. 26 KV) - diese Frage prüfen. Die Kommission beabsichtigt zum augenblicklichen Zeitpunkt nicht, die Anzahl der Bezirke weiter zu verändern. Sie ist überzeugt dass, jeder Versuch einer Änderung - der eine Änderung der Walliser Flagge zur Folge hätte - von der Bevölkerung abgelehnt würde es sei denn es gibt triftige und objektive Gründe. Nach Ansicht der Kommission müsste jedoch eine Verminderung der Anzahl der Bezirke ins Auge gefasst werden, falls die Anzahl der Gemeinden in Folge von verschiedenen Gemeindefusionen beträchtlich verändert würde. 

Tabelle 5

	Bezirke
	Anzahl einwohner

	Anzahl Gemeinden
	Anzahl Abgeordnete


	
	
	
	

	Goms
	5'111
	19
	3

	Oestlich Raron
	3'057
	10
	2

	Brig
	23'580
	 9
	12

	Visp
	27'322
	19
	13

	Westlich Raron
	7'802
	12
	4

	Leuk
	12'162
	15
	6

	Siders
	40'469
	20
	18

	Hérens
	9'358
	 9
	5

	Sitten
	36'819
	 6
	17

	Conthey
	20'412
	 5
	10

	Martigny
	33'341
	11
	15

	Entremont
	12'016
	 6
	6

	St-Maurice
	10'834
	10
	5

	Monthey
	33'349
	 9
	14


(Die Zahlen sind dem statistischen Jahrbuch des Kantons Wallis 2000 entnommen)

5.
Vereinbarkeit zwischen den Regionen und den Bezirken
Die Institution der drei verfassungsrechtlichen Regionen - Ober-, Mittel- und Unterwallis - und die Aufrechterhaltung der Bezirke wirft die Frage auf, ob zwei Funktionseinheiten zwischen dem Kanton und den Gemeinden vereinbar sind. In Bezug auf diesen Punkt muss auf die Stellungnahme des Gutachters hingewiesen werden (vgl. Studie S. 51) :

"Einer der Gründe, dass in der Schweiz mehrere Versuche, ein Gebiet neu einzuteilen, fehlschlugen, ist darin zu suchen, dass versucht wurde, alle territorialen Probleme mittels einer einzigen Struktur, einer einzigen neuen Aufteilung, zu erreichen. Eine solche Lösung ist, wenn nicht gerade unmöglich, so doch nur mit grössten Schwierigkeiten zu finden. Der Staatsrat des Kantons Waadt und auch die europäischen Experten haben bereits darauf hingewiesen, dass ein Kanton unbedingt über mehrere staatliche Ebenen verfügen sollte. Wenn es nicht möglich wird eine einzelne Gebietseinteilung vorzunehmen, kann es weise sein, deren zwei vorzusehen, wie der Kanton Wallis mit seinen Bezirken und Regionen.

Unter der Bedingung, dass die zuvor genannten Prinzipien eingehalten werden - d.h. dass nicht « leere » Strukturen geschaffen werden – sollte man nicht zögern, komplexe Struktu​ren zu verwenden. Es ist nämlich ohnehin unmöglich, die ideale Gebietseinteilung zu fin​den, die alle Fragen und Parteien berücksichtigt und darüber hinaus zu allen Problemen eine Lösung gibt. Und damit kann die Nebeneinanderstellung zweier Arten von Gebietsun​terteilungen, die je klar definiert werden und mit genügend Kompetenzen ausgerüstet wer​den, sich als sehr günstig erweisen, um verschiedenste Probleme zu lösen."
Das vorgeschlagene Modell scheint richtig zu sein. Die Region übernimmt im Wesentlichen Aufgaben administrativer Art. Der Bezirk soll hauptsächlich als Wahlkreis verstanden werden, und erst in zweiter Linie als Unterteilung der Region in administrativer Hinsicht. Der Bezirk kann öffentliche Aufgaben über​nehmen, die besser in einen begrenzteren Rahmen als dem der Region passen. Da sich die beiden Funktionseinheiten - Region und Bezirk - deutlich voneinander unterscheiden und keine Verwechslung möglich ist (vgl. Tabellen 4 und 5), scheint die vorgeschlagene Lösung sinnvoll und effektiv.

Im Übrigen wird es keine Redundanz oder Überschneidungen zwischen diesen beiden Organen geben, da die Spezialgesetzgebung einerseits die der Region und andererseits die dem Bezirk zugewiesenen Aufgaben genau definieren wird. Ganz im Gegenteil muss die notwendige Komplementarität hervorgehoben wer​den. Es wird keine Abgrenzungsprobleme zwischen diesen beiden Gebietskörper​schaften geben, da das Einführungsgesetz die jeweiligen Kompetenzen der Region und des Bezirkes deutlich definieren wird. 
Was die finanzielle Seite betrifft, werden die Kosten der neuen Strukturen akzeptabel sein, denn der Bezirk bedient sich der Verwaltungsorganisation der Regionen (gemeinsame Verwaltung). Die erforderliche Koordination zwischen die​sen beiden Strukturen wird vom Präfekten übernommen werden, der als Präsident der Region fungiert (oder Mitglied des Direktionsausschusses ist) und "Vorsteher" des Bezirks bleibt.

In der Gesamtschau ist die Koexistenz der Regionen und Bezirke nicht unverein​bar, denn die jeweiligen Kompetenzen sind unterschiedlich und klar definiert. An ihrer Spitze steht dieselbe Person (der Präfekt), und sie werden gemeinsam verwaltet. Im Übrigen muss darauf geachtet werden, dass zwischen diesen beiden Organen eine echte Komplementarität gewährleistet ist. Denn diese beiden Ein​heiten haben nur dann ihre Daseinsberechtigung, wenn es zwischen ihnen eine wirkliche Interaktion gibt; die Einsetzung konkurrierender administrativer Struktu​ren oder die Schaffung unnützer doppelter Strukturen wäre absolut unzulässig. 

Zum Abschluss noch eine allgemeine Bemerkung. Die Kommission ist sich im Kla​ren darüber, dass es ihr nicht zusteht, die künftige Regionalpolitik in unserem Land zu bestimmen. Allerdings muss sie betonen, dass die sozio-ökonomischen Regionen ohne eine gründliche und alles umfassende Reflexion geschaffen wur​den, mit der Folge, dass nun zahlreiche Ungleichheiten zwischen ihnen bestehen. Die Kommission äussert deshalb den Wunsch, dass der Bund im Rahmen der derzeit laufenden Reformen die Struktur und Aufteilung der sozio-ökonomischen Regionen überdenkt. Die Kommission ist der Ansicht, dass ihre Vorschläge inte​ressante Gedankengänge zu einer Neuaufteilung der sozio-ökonomischen Regio​nen liefern können. In diesem Sinne wäre es vorstellbar, wenn nicht sogar sinn​voll, die sozio-ökonomischen Regionen soweit möglich mit den verfassungsmässi​gen Regionen zusammenzulegen. .

6.
Beibehaltung des Amtes des Präfekten
a)
Einleitung

Die Kantonsverfassung von 1848 ersetzte die Präsidenten der Zehnden, die von der Versammlung der Zehnden gewählt wurden, durch die Präfekten. Artikel 36 KV bestimmt, dass die Regierung in jedem Bezirk einen Vertreter ihrer Wahl, Präfekt genannt, zur Vollziehung der Gesetze und Beschlüsse einsetzt; er hat einen Stellvertreter. In diesem Bereich bestätigt die derzeitige Verfassung diejenige von 1848. Gemäss Artikel 59 KV hat die Regierung in jedem Bezirk einen Präfekten und einen Vizepräfekten (Abs. 1); die Befugnisse des Präfekten werden durch das Gesetz bestimmt (Abs. 2).

Die Beibehaltung des Bezirks spricht für die Beibehaltung des Amtes des Präfekten. Da die Kommission beschloss, den Bezirk beizubehalten, scheint es logisch, dass die Kommission eine Person an seiner Spitze vorsieht, den Präfekten. Im übrigen hat das Vernehmlassungsverfahren bei den Gemein​den (siehe oben, Seite 3) gezeigt, dass die überwiegende Mehrheit der Gemeinden – 73 von 103 Gemeinden – die Beibehaltung des Amtes des Präfekten wünscht. Allerdings wünscht die Kommission nicht, dass dieses Amt mit seiner derzeitigen Stellung bestätigt wird. Es wäre illusorisch, ein Amt beibehalten zu wollen, dass allgemein als veraltet betrachtet wird. Die Kom​mission beabsichtigt, das Amt des Präfekten zu überdenken und aufzuwerten, indem sie sowohl Stellung als auch Befugnisse den heutigen Gegebenheiten anpasst. In diesem Sinne beschliesst die Kommission – mit 6 gegen 4 Stim​men bei 3 Enthaltungen – die Beibehaltung des Amtes des Präfekten. Die Kommission möchte die Befugnisse des Präfekten modernisieren, indem sie die gegenwärtige Situation berücksichtigt und somit die Aufgaben, die er heute bereits erfüllt, anerkennt.

b)
Aufwertung des Amtes des Präfekten - Befugnisse

Gemäss Artikel 3 des heute noch geltenden Gesetzes vom 24. Mai 1859 über die Amtsbefugnisse der Regierungsstatthalter, hat der Präfekt insbesondere nachstehend genannte Befugnisse: Verkündigung und Vollziehung der Gesetze, Dekrete und Beschlüsse; Aufsicht über die Staatsangestellten und über die Landjägerei; Ausfertigung von Aufenthaltsbewilligungen und Reise​pässen; Aufsicht über die Bezirksgefängnisse; Überwachung der gegen die Gefahren des Schiessens anzuordnenden Vorsichtsmassregeln; nachbarliche und polizeiliche Verhältnisse mit den Grenzstaaten usw. Darüber hinaus hat der Präfekt dem zuständigen Departement Rechnung über seine Amtsführung abzustatten, insbesondere durch einen Bericht über den politischen und sittli​chen Zustand des Bezirks, so wie über dessen Lage in ökonomischer, land​wirtschaftlicher und industrieller Beziehung (vgl. Art. 5 des Gesetzes).

Diese Aufzählung erklärt besser als lange Worte den veralteten Charakter der gesetzlichen Befugnisse des Präfekten. In der Tat konnte die Kommission feststellen, dass die Kompetenzen des Präfekten in den verschiedenen dieser Institution zugewiesenen Sektoren ständig geringer wurden. Der Grund dafür ist in erster Linie der Entwicklung der Gesetzgebung zuzuschreiben, die immer mehr Aufgaben der Kantonsverwaltung übertrug. Dies betrifft insbe​sondere die wirtschaftliche Entwicklung, die Verwertung der Landwirtschafts​produkte, die Aufsicht über die Staatsangestellten, die Landjägerei, die Gefängnisse usw.

Umgekehrt ist jedoch festzuhalten, dass die derzeitigen Aufgaben des Präfekten viel zu wenig bekannt sind. Deshalb bemühte sich die Kommission darum, besser herauszufinden, wie dieses Amt in Wirklichkeit aussieht. Aus dieser Analyse geht hervor, dass der Präfekt heute zahlreiche für die Gemeinschaft nützliche Aufgaben erfüllt, dass aber die Gesetzgebung nicht angepasst wurde, um dieser Entwicklung Rechnung zu tragen. Zu den verschiedenen Bereichen, in denen der Präfekt aktiv tätig ist, sind insbeson​dere die sozio-ökonomischen Regionen zu zählen, bei denen fast alle Präfekten engagiert sind (sechs Regionen von acht stehen unter dem Vorsitz eines Präfekten), darüber hinaus der Gesundheitsbereich im weiteren Sinne (Spitäler, Alten- und Pflegheime usw.) sowie diverse wirtschaftliche, kulturelle und sportliche Vereinigungen, die mehrere Gemeinden betreffen. 

Im Folgenden sollen die wichtigsten Tätigkeiten, die von Präfekten übernom​men wurden (ohne Berücksichtigung der Unterschiede zwischen den Bezir​ken) aufgeführt werden:

Koordination zwischen den Gemeinden
--
Vorsitz bei den Institutionen des Bezirks (z.B. Spitäler, Heime, Orientierungs​schulen, SMRZ); 

--
Vorsitz bei den Regionen (sozio-ökonomische Regionen, Gesundheitsbe​reich usw.; derzeit führen Präfekten bei 6 sozio-ökonomischen Regionen von 8 den Vorsitz);

--
Beteiligung bei der Realisierung und Überwachung des Betriebs von inter​kommunalen Einrichtungen (in den Bereichen Informatik, Polizei, Umwelt​studien, Bauwesen, Kirchen, Beziehungen zwischen Burgergemeinden und Gemeinden usw.).

Kontakte zwischen den Gemeinden und dem Staatsrat oder der Kantonsverwaltung 
--
Führung der Dossiers, die mehrere Partner betreffen (Gemeinden, Burgerge​meinden, Privatangelegenheiten, Dienststellen des Staates, Ver​eine usw.);

--
Koordination zwischen den Gemeinden, den Burgergemeinden und der Kantonalen Verwaltung; 

--
Vermittlung bei der Beilegung von Meinungsverschiedenheiten, die bei den Behörden einer Gemeinde oder zwischen den Gemeinden bestehen könnten.

Vermittlung zwischen den Behörden oder zwischen den Bürgern und dem Staat oder den Gemeinden
Der Präfekt kann angerufen werden, um eine Vermittlerrolle zu übernehmen:

--
bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Gemeinden seines Bezirks oder sogar zwischen Gemeinden verschiedener Bezirke;

--
bei Konflikten innerhalb einer Gemeindebehörde;

--
bei Konflikten zwischen Bürgern und Behörden.

Vertretung und Ausführung von delegierten Aufgaben des Staatsrates 

--
Vertretung bei offiziellen Anlässen;

--
Übernahme aller gesetzlich definierten Aufgaben (Vereidigungen, Vormund​schaftskammer, Güterzusammenlegung, Beglaubigung von Unterschriften, Wahlen, Einsatzzellen im Katastrophenfall, Aufsicht über die Stiftungen usw.);

--
Vertretung des Staatsrates im Bezirk und/oder ausserhalb des Kantons. 

Aus dieser Aufzählung geht hervor, dass der Präfekt zahlreiche Aufgaben übernimmt, die vom Gesetz nicht vorgesehen sind. Nach Ansicht der Kom​mission muss dies zu einer gesetzlichen Anerkennung der tatsächlich ausge​übten Tätigkeiten führen und nicht zu einer Abschaffung des Amtes. Es ist folglich angebracht, von dieser Entwicklung Kenntnis zu nehmen und diese Tätigkeiten zu legalisieren, das heisst, sie ins Gesetz oder sogar in die Kan​tonsverfassung aufzunehmen. Würden die Tätigkeiten des Präfekten offiziell anerkannt und gesetzlich verankert, so erhielte auch das Amt des Präfekten mehr Glaubwürdigkeit. Er erhielte dadurch Rechte und Pflichten, und schliesslich würden auf diese Weise die Aufgaben der Präfekten im Wallis vereinheitlicht. 

Die Kommission wünscht die Anerkennung und Institutionalisierung der Auf​gaben, die der Präfekt zurzeit erfüllt, insbesondere der Aufgaben, die ihm von den Gemeinden anvertraut oder an ihn delegiert werden. In diesem Sinne - wenn es auch der Spezialgesetzgebung obliegt, diese Befugnisse zu definie​ren - möchte die Kommission bereits eine gewisse Orientierungshilfe geben und, wie nachstehend ausgeführt, ihre Überlegungen darlegen. Es ist zu betonen, dass sich das Amt des Präfekten im Laufe des vergangenen Jahr​hunderts beträchtlich verändert hat. Vom Vertreter des Staatsrates in den Bezirken (vgl. Art. 59 KV) wurde der Präfekt zusätzlich zum Sprecher seines Bezirkes bei den kantonalen Behörden. Im Allgemeinen ist der Präfekt gleich​zeitig Vertreter des Staatsrates im Bezirk, Botschafter der Gemeinden beim Kanton, Bezirksvorsteher und oft auch Präsident oder Mitglied des Direktions​ausschusses der sozio-ökonomischen Region. Diesen Tätigkeiten muss ein gesetzlicher Rahmen gegeben und dem Präfekten die Rolle des Verbin​dungsgliedes zwischen dem Kanton, der verfassungsmässigen Region, den Bezirken und Gemeinden übertragen werden.

Die neue Stellung des Präfekten und die Aufwertung dieses Amtes führen dazu, dass die Art der Bezeichnung des Präfekten überdacht werden muss. Dies ist "die" grosse Frage: sollen die Präfekten durch die Kantonsregierung ernannt, vom Volk gewählt oder auf eine andere Weise bezeichnet werden? 

c)
Ernennung des Präfekten

Gemäss Artikel 1 des Gesetzes über die Amtsbefugnisse des Präfekten werden die Präfekten und Vizepräfekten vom Staatsrat ernannt. Die Frage der Ernennung ist in streng politischer Hinsicht ein zentrales Problem. Die Präfekten sind zugegebenermassen insbesondere wegen der Art ihrer derzei​tigen Ernennung umstritten. Anlässlich von parlamentarischen Interventionen taucht dieses Problem regelmässig auf, da dem Staatsrat vorgeworfen wird, nur Vertreter der Mehrheitsparteien zu benennen. Dies traf bis vor einigen Jahren zu; diese Praxis ist aber im Begriff sich zu verändern.

Auf alle Fälle wird das Ernennungssystem als Ermessensangelegenheit betrachtet. Es berücksichtigt überhaupt nicht die neuen Aufgaben, die die Kommission dem Präfekten anvertrauen möchte (z.B. Präsident der verfas​sungsmässigen Region, Botschafter der Gemeinden beim Bezirk usw.). Im Übrigen besteht weitgehend Konsens über die Änderung des augenblickli​chen Ernennungsvorgangs. Selbst der Verein der Präfekten und Vizepräfek​ten schlägt eine Änderung des derzeitigen Systems vor. Vor der Diskussion dieser heiklen Frage möchten wir darauf hinweisen, das gemäss dem Gutachter die Art der Ernennung des Präfekten ausschliesslich politischen Überlegungen gehorcht (vgl. Studie S. 38). 

Die Kommission ist sich darüber im Klaren, dass es sich hier um eine wichtige Frage handelt und prüfte deshalb mehrere Varianten: 

--
Ernennung durch den Staatsrat (Status quo);

--
Wahl durch das Volk; 

--
Ernennung durch die Konferenz der Gemeindepräsidenten; 

--
Bezeichnung durch die Konferenz der Gemeindepräsidenten mit anschlies​sender Ratifizierung durch den Staatsrat; 

--
Vorschlag der Konferenz der Gemeindepräsidenten mit anschliessender Ernennung durch den Staatsrat.

Ernennung durch den Staatsrat

"Wenn der Präfekt von der Regierung ernannt wird, fällt es ihm natürlich leichter, die Rolle des Vertreters der Kantonalen Autorität zu übernehmen. Diese Ernennung ist je​doch aus demokratischer Sicht problematisch. Aus diesem Grunde wurde sie im Kan​ton Freiburg angefochten. Dieses System wurde da über eine Volksinitiative geändert. Dennoch hat die Ernennung in den Kantonen, in denen so verfahren wird, einen ge​wissen Rückhalt. So beabsichtigt der waadtländische Verfassungsrat nicht etwa, eine Änderung dieses Systems herbeizuführen." (Studie S. 40) 
Die Ernennung der Präfekten durch den Staatsrat wird einstimmig abgelehnt. Die Kantonsregierung und die Präfekten selbst wünschen nicht, diese Art der Bezeichnung, die häufig angefochten wird, beizubehalten. Diese Ernen​nungsart ist angesichts der neuen Aufgaben, die die Kommission dem Präfekten anvertrauen möchte, um so weniger angemessen. Da der Präfekt nicht mehr allein den Staatsrat, sondern auch die Bezirke und die Gemeinden vertritt, scheint eine Ernennung durch die Kantonsregierung nicht zweckmäs​sig. Die Aufwertung des Amtes des Präfekten und die Ausweitung seiner Befugnisse sprechen für eine Ernennung durch einen grösseren Kreis.

Wahl durch das Volk

Wie der Gutachter festhält, bietet eine Wahl durch das Volk grosse Vorteile: einerseits Legitimierung durch das Volk und folglich grössere Autorität; ande​rerseits Überwindung der allzu "politischen" Politik der Regierung (vgl. Studie, S. 41). Wird der Präfekt durch das Volk gewählt, so ist er legitim vom Volk anerkannt; eine Wahl verleiht ihm ein höheres Ansehen und die Bürger verstehen sein Amt besser. Im Übrigen werden alle Behörden (Staatsrat, Munizipalräte, Abgeordnete etc.) gewählt, somit sollte dies beim Präfekten nicht anders sein. 

Gewiss könnte eine Wahl den Präfekten in eine schwierige Lage zwischen seiner Loyalität gegenüber der Regierung und seiner Loyalität gegenüber der Bevölkerung bringen. Wird er durch Wahl bestimmt, so besteht ausserdem die Gefahr einer allein auf Wahlerfolg abzielenden Politik, die nicht mit der Unparteilichkeit und der Bedeutung des Amtes vereinbar ist. Die Kommission ist jedoch der Ansicht, dass die Aufwertung des Amtes des Präfekten durch​aus eine Wahl rechtfertigt. Es ist unbedingt erforderlich, den Schritt von der Ernennung durch den Staatsrat zu einer Wahl durch die Bevölkerung zu machen. Dieser Schritt ist die notwendige Konsequenz der tiefgreifenden Veränderung des Amtes des Präfekten und zeigt, dass dieser nicht mehr ein​zig der Vertreter des Staatsrates in den Bezirken ist. Eine Wahl verleiht dem Präfekten die grösstmögliche Legitimität. Was die Möglichkeit einer allein auf Wahlerfolg abzielenden Politik betrifft, ist diese begrenzt. Es wird bei einem Präfekten wie bei einem Staatsrat sein: ist er einmal im Amt, so wird der Ge​wählte das öffentliche Interesse und das Gemeinwohl suchen und dafür ein​treten.

Andere Modalitäten

Die anderen untersuchten Varianten - bei denen die Konferenz der Gemein​depräsidenten beteiligt ist - sind sicherlich besser als das Festhalten am Sta​tus quo. Allerdings ist die Kommission der Ansicht, dass die Gründe, die eine Wahl durch das Volk rechtfertigen, überwiegen.

Abschliessend befürwortet die Kommission den Vorschlag – mit 6 gegen 4 Stimmen bei 3 Enthaltungen –, dass der Präfekt durch das Volk gewählt wer​den soll.

d)
Abschaffung des Amtes des Vizepräfekten
Die Kommission schlägt vor, das Amt des Vizepräfekten abzuschaffen. Dieser Vorschlag beruht auf der Tatsache, dass die übrigen kantonalen und kommu​nalen Ämter - mit Ausnahme der Abgeordneten und der Gemeindepräsiden​ten, welche die Institution der Ersatzleute und der Vizepräsidenten kennen - keine Stellvertreter vorsehen. Daher scheint es nicht erforderlich, das Amt des Vizepräfekten aufrecht zu erhalten, umso mehr, als das Amt des Präfekten keine Vollzeit-, sondern nur eine Teilzeittätigkeit ist. Diese Massnahme kommt ausserdem dem Wunsch nach Vereinfachung des Systems entgegen.

Abschliessend stellt die Kommission einstimmig fest, dass keine Rechtferti​gung für ein Aufrechterhalten des Amtes des Vizepräfekten besteht und schlägt folglich die Abschaffung des Amtes vor.

7.
Abschaffung des Bezirksrates und Anerkennung der Konferenz der Gemeinde​präsidenten 
Die Kommission schlägt vor, den Bezirksrat, eine heute veraltete Institution, die kaum mehr über Kompetenzen verfügt, abzuschaffen. Die Kommission wünscht, dass der Bezirksrat durch die Konferenz der Gemeindepräsidenten des Bezirks ersetzt wird.

a)
Der Bezirksrat
Der Bezirksrat wird in den Artikeln 66, 67 und 68 KV sowie im Gesetz betref​fend die Organisation und die Befugnisse der Bezirksräte vom 20. November 1855 geregelt. Diese Gesetzesbestimmungen sind veraltet. So nimmt der Be​zirksrat nicht mehr jährlich Kenntnis vom Bericht über die Finanzverwaltung des Staates (Art. 67 Abs. 2 KV); er wacht weder im Besonderen über die öko​nomische Entwicklung des Bezirkes noch über die Verwertung der landwirt​schaftlichen Produkte desselben (Art. 67 Abs. 3 KV). In diesem Punkt ist die Kantonsverfassung veraltet und entspricht nicht mehr der Realität. 

Gewiss überträgt die Spezialgesetzgebung dem Bezirksrat Befugnisse, die er noch ausübt:

--
Er benennt ein Mitglied in die Bezirks- und Kreissteuerkommission (Art. 218 Abs. 1 Steuergesetz);

--
Er schlägt die Mitglieder des Führungsstabs des Bezirks dem Staatsrat zur Ernennung vor (Art. 10 Gesetz über die Organisation im Falle von Katast​rophen und ausserordentlichen Lagen vom 2. Oktober 1991);

--
Er ernennt die Mitglieder und Ersatzleute der Vormundschaftskammer und bestimmt die Vergütung der Mitglieder, des Sekretärs, des Schreibers ebenso wie der Ersatzleute der Kammer (Art. 17 des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch vom 24. März 1998; Art. 18 Abs. 1 und Art. 47 Abs. 3 der Verordnung über die Vormundschaftskammer vom 27. Oktober 1999). 

Mit Ausnahme dieser Befugnisse, Ernennungen vorzunehmen oder Vorschläge zu machen, sind alle Befugnisse des Bezirksrates verschwunden. Darüber hinaus werden die genannten Aufgaben nur einmal alle vier Jahre ausgeübt. Abgesehen davon wird der Bezirksrat, wenn überhaupt, nur noch für Informationssitzungen einberufen.

Ausserdem ist der Bezirksrat angesichts der erforderlichen repräsentativen Vertretung der Gemeinden, eine schwer einzusetzende Institution. Denn es ist vorgesehen, dass der Gemeinderat seine Delegierten auf den Bezirksrat im Verhältnis von einem auf 300 Seelen der Bevölkerung wählt (Art. 66 Abs. 1 KV). Somit ist die Zahl der Delegierten in den bevölkerungsreichen Bezirken sehr gross, wodurch das Abhalten von Versammlungen und eine sinnvolle Arbeit erschwert werden. 

Deshalb schlägt die Kommission vor, den Bezirksrat, eine veraltete Institution, die keinem wirklichen Bedürfnis mehr entspricht, schlicht und einfach abzuschaffen.

b)
Die Konferenz der Gemeindepräsidenten
Ist dennoch an einer Struktur auf Bezirksebene festzuhalten? Die Kommission schlägt vor, den Bezirksrat durch ein neues repräsentativeres und begrenzte​res Organ zu ersetzen.

Die Kommission hat festgestellt, dass 11 Bezirke oder Halb-Bezirke eine Konferenz der Gemeindepräsidenten des Bezirks eingesetzt haben. Nach Ansicht der Betroffenen bietet diese Konferenz, die mehrmals pro Jahr zusammenkommt, die Möglichkeit, die speziellen Probleme des Bezirks zu besprechen und zu lösen und Erfahrungen auszutauschen. Die Kommission schlägt vor, die Konferenz der Gemeindepräsidenten zu institutionalisieren. Diese Konferenz, die auf informelle Art schon in zahlreichen Bezirken exis​tiert, wird einen brauchbaren Ersatz des Bezirksrates darstellen.

Die Konferenz der Gemeindepräsidenten wird auf Bezirksebene eingesetzt. Ihre Aufgabe besteht in erster Linie darin, die Zusammenarbeit und Koordina​tion zwischen den Gemeinden zu fördern, aber auch Aufgaben in den Berei​chen Information und Förderung der interkommunalen Projekten zu überneh​men. Darüber hinaus sollen ihr die Aufgaben anvertraut werden, die im Augenblick in die Zuständigkeit des Bezirksrat fallen. Ein solcher Organismus scheint von wirklichem Nutzen, insbesondere für kleinere Gemeinden, zu sein. Schliesslich darf die Konferenz der Gemeindepräsidenten nicht als Entschei​dungsorgan verstanden werden; es handelt sich lediglich um eine Einrichtung zur Förderung der Zusammenarbeit und Koordination, so dass sich die Frage des demokratischen Defizits nicht stellt.

Da die Konferenz der Gemeindepräsidenten keine Entscheidungsbefugnis besitzt und ihre Aufgabe in erster Linie die Förderung der Zusammenarbeit und Koordination ist, erachtet die Kommission es als nicht zweckmässig, dieses Organ in die Verfassung aufzunehmen. Die Konferenz der Gemeinde​präsidenten wird folglich durch ein Einführungsgesetz institutionalisiert werden müssen.

Abschliessend ist darauf hinzuweisen, dass der Vorentwurf zur Revision des Gesetzes über die Gemeindeordnung (GGO) bereits die Anerkennung der Konferenz der Gemeindepräsidenten vorschlägt. Über diesen Punkt erklärt der Bericht der ausserparlamentarischen Kommission:

"Die Kommission institutionalisiert die Konferenz der Gemeindepräsidenten jedes Bezirks. Ziel der Kommission ist es, die interkommunale Zusammenarbeit zu fördern und zu organisieren. Sie ist heute schon in der Mehrzahl der Bezirke tätig; sie wird wegen ihrer wirksamen Lösung von bezirksspezifischen Problemen geschätzt und könnte den Bezirksrat, eine veraltete Institution, ersetzen. Die Tatsache, dass dieser Organismus heute ohne jede gesetzliche Grundlage funktioniert, beweist, dass er einem echten Bedürfnis der Gemeinden entspricht. Die Kommission möchte diese Institution anerkennen und gesetzlich verankern. Die Konferenz – unter dem Vorsitz des Präfekten des Bezirks - soll eine aktive Rolle in der Förderung und Organisation der interkommunalen Zusammenarbeit einnehmen. Sie ist befugt, unter Beachtung der vorhandenen Regeln, ihre Aufgaben sowie ihre Arbeitsweise selbst zu bestimmen."

Das Vernehmlassungsverfahren zum Vorentwurf der Reform des Gesetzes über die Gemeindeordnung dürfte einige Hinwiese zur Nützlichkeit dieses Organs bringen.

VI
REFORM DER GESETZLICHEN BESTIMMUNGEN ÜBER DIE BEZIRKSRÄTE UND DIE BEFUGNISSE DER PRÄFEKTEN 

1.
Revision der gesetzlichen Bestimmungen über die Bezirksräte und die Befugnisse der Präfekten

Die Bezirksräte und die Präfekten werden in Gesetzen aus dem 19. Jahrhundert, nämlich im Gesetz betreffend die Organisation und die Befugnisse der Bezirksräte vom 20. November 1855 und im Gesetz über die Amtsbefugnisse der Regie​rungsstatthalter vom 24. Mai 1859 geregelt. Diese veralteten und nicht mehr zutreffenden Gesetze müssen überprüft werden, und zwar umso mehr, wenn man die Entscheidungen der Kommission über die  Abschaffung des Bezirksrats und die weitreichende Modifizierung des Amtes des Präfekten in Betracht zieht.

Die Kommission schlägt vor, ein neues Gesetz über die Regionen und Bezirke auszuarbeiten, welches zwei wesentliche Kapitel umfassen würde. Das erste Kapitel mit dem Titel "Regionen" würde den Begriff der Region sowie ihren Zweck, ihr rechtliches Statut, ihre Organe und Kompetenzen definieren und schliesslich finanzielle Fragen regeln. Das zweite Kapitel mit dem Titel "Bezirke" wäre dem Präfekten (Befugnisse, Entlöhnung usw.) und der Konferenz der Gemeindepräsi​denten (Befugnisse, Organisation usw.) gewidmet.

Die Kommission erachtet es jedoch in diesem Stadium des Verfahrens als verfrüht und völlig aus der Luft gegriffen, einen Vorentwurf des Gesetzes über die Regio​nen und Bezirke zu verfassen. In der Tat würde sich ein Vorentwurf als nicht zweckmässig erweisen, wenn das Parlament - oder das Volk - entscheiden würde, die Vorschläge der Kommission zurückzuweisen. Nach dieser Klarstellung möchte die Kommission dennoch kurz in groben Zügen das neue Gesetz vorstellen und zum Nachdenken anregen.

2.
Gesetz über die Regionen und Bezirke

a) Kapitel I : Die Regionen

Das Gesetz muss die Regionen abgrenzen und die Gemeinden aufzählen, die zu jeder Region gehören. Es muss detailliert die Stellung, die Befugnisse und die Organisation der Region definieren. Die Kommission erachtet es als wesentlich, die Region in die Kantonsverfassung aufzunehmen und ihr den Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts zu verleihen. Diese Mass​nahmen müssen es erlauben, die Region zu stärken und sie mit einer straffen und effizienten Organisation auszustatten. Was ihre Kompetenzen anbelangt, muss die Region die interkommunale Zusammenarbeit, die Gemeindefusio​nen und die Zusammenarbeit zwischen den IHG-Regionen fördern und begünstigen. Die Kompetenzen der Region müssten auch auf alle öffentliche Aufgaben ausgeweitet werden, die in diesem Rahmen effizienter ausgeübt werden können. Das Gesetz muss die Aufgaben der Region klar definieren. Die Region wird von einem Direktionsausschuss geleitet, der sich aus den Präfekten zusammensetzt. Das Gesetz bestimmt die Art der Bezeichnung des Präsidenten der Region.

b)
Kapitel II : Die Bezirke
Das neue Gesetz muss die Bezirke abgrenzen und aufzählen sowie für jeden Bezirk die dazugehörenden Gemeinden nennen. Wie bereits erwähnt, sollen dem Bezirk, wenn er auch in erster Linie als Wahlkreis verstanden werden soll, die öffentlichen Aufgaben anvertraut werden, die auf angemessene Weise in diesem Rahmen erfüllt werden können, weil sie beispielsweise der Forderung nach Nachbarschaft entgegenkommen. Die Spezialgesetzgebung wird die Aufgaben des Bezirks definieren. Sie wird insbesondere darauf achten müssen, jede Redundanz oder Aufgaben, die sowohl der Region als auch dem Bezirk übertragen, sind zu vermeiden.

Das Gesetz über die Regionen und die Bezirke muss die Befugnisse des Präfekten festlegen; die Modalitäten zu seiner Wahl können im Gesetz über die politischen Rechte bestimmt werden. Die Kommission beabsichtigt, dem Präfekten nachstehende Befugnisse zu übertragen:

--
Vorsitz bei der verfassungsmässigen Region (oder Mitglied des Direktions​ausschusses der Region); 

--
Koordination zwischen den Gemeinden;

--
Verbindungsglied zwischen dem Staatsrat und der Kantonsverwaltung einer​seits und den Gemeinden andererseits; 

--
Beratung und Vermittlung zwischen den Behörden oder zwischen den Bürgern einerseits und dem Staat oder den Gemeinden andererseits;

--
Repräsentation und Vertretung des Staatsrats;

--
Recht, den Staatsrat anzurufen;

--
Bezirkschef;

--
Einberufung und Vorsitz der Konferenz der Gemeindepräsidenten;

--
Vorbehalten bleiben die Aufgaben der Spezialgesetzgebung.

Was die Zusammenarbeit und die Koordination betrifft, liegt die Aufgabe des Präfekten darin, Projekte anzuregen und seine guten Dienste als Vermittler bei Gemeindefusionen anzubieten; auch scheint seine Präsenz im Direktions​ausschuss der Region zweckmässig. Der Präfekt müsste eine Vermittlerrolle zwischen dem Kanton (Staatsrat, Zentralverwaltung) und den öffentlichen Körperschaften (Gemeindeverwaltung, Burgergemeinden, Vereine) überneh​men. Bei Meinungsverschiedenheiten müsste der Präfekt als Vermittler zwischen den Behörden einer Gemeinde oder benachbarten Gemeinden, oder auch zwischen den Behörden und den Bürgern auftreten. Durch seine Nähe zu den Bürgern, den Gemeinden und der Kantonsregierung ist der Präfekt ein ideales und funktionelles Verbindungsglied; er kann darüber hin​aus eine Rolle im Rahmen der Kommunikation spielen.

Die Kommission ist der Ansicht, dass die Entlöhnung der Präfekten keine allzu grossen Probleme bereiten dürfte. Das Staatsbudget 2002 des Kantons Wallis sieht unter der Rubrik "Präfekturen" Ausgaben in Höhe von CHF 310'900,-- (davon CHF 280'000,-- für Gehälter) vor, ein Betrag, der auch die Entlöhnung der Vizepräfekten umfasst, deren Abschaffung die Kommission vorschlägt. Selbst wenn die Entlöhnung überprüft und in Folge der Aufwertung des Amtes des Präfekten und der Erweiterung seiner Kompetenzen ange​passt werden muss, dürfte der Gesamtbetrag in vernünftigen Grenzen bleiben. 

Die Kommission ist der Ansicht, dass die Entlöhnung des Präfekten von den Nutzniessern des Amtes (Kanton, Regionen und Gemeinden) getragen werden muss. Es ist logisch, dass sich der Kanton an der Entlöhnung des Präfekten beteiligt, wenn dieser Aufgaben für den Staatsrat übernimmt; das gleiche gilt für die Regionen und die Gemeinden. Die Verteilung der finanziel​len Lasten für die Gehälter der Präfekten zwischen dem Kanton, den Regio​nen und den Gemeinden sowie die Berechnungsmodalitäten und die Gehaltstabelle müssten gesetzlich bestimmt werden.

Was die Konferenz der Gemeindepräsidenten betrifft, müsste ihre Tätigkeit darin bestehen, die Zusammenarbeit und Koordination zwischen den Gemeinden zu fördern und zu unterstützen, PR- und Informationsaufgaben zu erfüllen und diejenigen Befugnisse auszuüben, die zur Zeit auf den Bezirksrat entfallen.

VII
SCHLUSSFOLGERUNGEN

Abschliessend möchte die Kommission die wichtigsten Grundlinien der Reform zusammenfassen:

1.
Verfassungsmässige Anerkennung der drei Regionen (Ober- Mittel- und Unterwallis) als staatliche Funktionseinheiten zwischen dem Kanton und den Gemeinden als Körperschaften des öffentlichen Rechts.

2.
Beibehaltung der Bezirke, in erster Linie als Wahlkreise, aber auch als Verwal​tungseinheiten.

3.
Beibehaltung und Aufwertung des Amtes des Präfekten, dessen Befugnisse aktualisiert und gestärkt werden, und der durch das Volk gewählt wird. 
4.
Abschaffung des Amtes des Vizepräfekten. 
5.
Abschaffung des Bezirksrates, einer veralteten Institution.

6.
Institutionalisierung der Konferenz der Gemeindepräsidenten des Bezirks, eines flexiblen Organismus, der für Koordination und Zusammenarbeit zuständig ist und konkretes und rasches Eingreifen zulässt.

In ihrer Sitzung vom 28. Oktober 2002, genehmigte die Kommission den vorliegenden Bericht. Somit betrachtet die Kommission ihr Mandat als erfüllt und sie beendet ihre Arbeiten.








Für die Kommission :




Der Präsident :


Sitten, den 28. Oktober 2002
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VII
SCHLUSSFOLGERUNGEN

� Die acht sozio-ökonomischen Regionen setzen sich wie folgt zusammen:


Region Goms: Bezirk Goms und Gemeinden Grengiols und Martisberg,


Region Brig-Aletsch : Bezirk Brig (ohne die Gemeinde Eggerberg) und Bezirk östlich Raron (ohne die Gemeinden Grengiols und Martisberg),


Region Visp/westlich Raron : Bezirk Visp und westlich Raron und Gemeinde Eggerberg,


Region Leuk : Bezirk Leuk,


Region Siders : Bezirk Siders (ohne die Gemeinde St. Leonhard),


Region Sitten : Bezirk Sitten, Hérens und Conthey und Gemeinde St-Leonhard,


Region Martigny : Bezirk Martigny, Entremont und St-Maurice (teilweise : d.h. die Gemeinden Collonges, Dorénaz, Finhaut, Salvan und Vernayaz),


Region Monthey : Bezirk Monthey und St-Maurice (teilweisee d.h. die Gemeinden Evionnaz, Massongex, Mex, St-Maurice und Vérossaz).





� Das Oberwallis umfasst die Bezirke Goms, Brig, Visp, Raron und Leuk; das Mittelwallis die Bezirke Siders, Sitten, Hérens und Conthey; das Unterwallis die Bezirke Martigny, Entremont, St-Maurice und Monthey (vgl. Art. 52 Abs. 2 KV).  


� Die Verteilung der Sitze zwischen den Bezirken und Halb-Bezirken wird entsprechend der Gesamtzahl der schweizerischen Wohnbevölkerung und nicht nach der Gesamtzahl der Einwohner vorgenommen (vgl. Art. 84 Abs. 3 KV).
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